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Die Bundesrepublik Deutschland (BRD) ist nicht Deutschland!  
 

Bei der BRD und bei Deutschland handelt es sich um zwei völlig unterschiedliche Völkerrechtssubjekte, die 
sauber unterschieden werden müssen.  
Die BRD ist nicht Deutschland, schon alleine geografisch nicht! 
Deutschland ist nach wie vor weiterhin existent, da die Alliierten während des zweiten Weltkrieges nur das 
deutsche Kernland besetzen konnten. Das von Deutschland vor dem zweiten Weltkrieg zur damaligen Zeit 
völkerrechtmäßig korrekt bei der deutschen antarktischen Expedition von 1938/39 in Besitz genommene 
Neuschwabenland wurde jedoch von den Alliierten vergessen.  
Neuschwabenland - Sommers Sonntag 7 
Wäre auch Neuschwabenland von den Alliierten während des 2. WK besetzt worden, wäre Deutschland 
völkerrechtlich untergegangen!  
Die Zusammenhänge werden im nachfolgenden dargelegt. 
 

 

 

• Die Situation Deutschlands 
  

Fragt man die Alliierten, dann bekommt man von denen folgende schriftliche Antwort: 
SHEAF-Gesetz – Allierten Kommandantur in Stuttgart 

 

"1. Deutschland ist seit Ende des Zweiten Weltkrieges kein souveräner Staat mehr, sondern ein militärisch 

besetztes Gebiet der alliierten Streitkräfte. 

Mit Wirkung vom 12.09.1944 wurde es durch die Hauptsiegermacht USA beschlagnahmt (SHAEF-Gesetz Nr 

52, Artikel I § 1)"  Quelle: https://deruwa.wordpress.com/2015/05/16/sheaf-gesetz-allierten-kommandantur-
in-stuttgart/ 
  

Deutschland ist immer noch besetztes Land. Siehe hierzu auch das Grundgesetz Artikel 120: 
"(1) Der Bund trägt die Aufwendungen für Besatzungskosten und die sonstigen inneren und äußeren 

Kriegsfolgelasten nach näherer Bestimmung von Bundesgesetzen. ..." 

 

Auch der amerikanische Präsident Obama äußerte sich mehrmals diesbezüglich: 
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Das Besatzungsstatut gilt noch immer ! ! ! Gregor Gysi am 08 08 2013 
 
  

Die Alliierten definieren Deutschland  in der SHAEF-Gesetzgebung unter Nr.52 Artikel 9 Absatz e wie 
folgt: "Deutschland bedeutet das Deutsche Reich wie es am 31.12.1937 bestand." 

  

Die Existenz des Staates Deutsches Reich ist mit Bundesverfassungsgerichtsurteilen (2BvL6/56, 2Bvf1/73 
und 2BvR373/83 und mit dem immer noch gültigen Besatzungsrecht, der SHAEF-Gesetzgebung Nr.52 
unwiderruflich festgestellt. 
  

Das Deutsche Reich besitzt weiterhin ununterbrochene Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat nur 
dann handlungsfähig, wenn die institutionalisierten Organe vorhanden sind. Dies haben das 
Bundesverfassungsgericht und andere bundesdeutschen Gerichte u.a. mit den Urteilen 2Bvl 6/56, 2BvF 1/73, 
2BvR 373/83; BVGE 2,266 (277); 3, 288 (319 ff); 5.85 (126); 6, 309, 336 und 363 festgestellt.  
Diese Urteile sind zwischenzeitlich zu keinem Zeitpunkt revidiert worden. 
  

Theo Weigel auf einem Schlesiertreffen am 18.09.2011: Theo Waigel - Das Deutsche Reich 
 
 
In einem militärisch besetzten Land gilt weiterhin auch die Haager Landkriegsordnung (HLKO)! 
  

Deutschland ist nach wie vor besetztes Land, siehe Auskunft der Alliierten Kommandantur oben. Aber es 
gibt auch bis heute keinen notwendigen Friedensvertrag zwischen Deutschland und allen 
kriegsteilnehmenden Nationen gegen Deutschland um den noch immer existierenden mehr als 100 jährigen 
Krieg zu beenden! Daher gilt die HLKO und hiernach sind: 
 

- Kriegslisten sind erlaubt 
- Pfändungen sind nach Artikel 46/47 nicht zulässig 

  

Gegen Deutschland gilt immer noch die Feindstaatenklausel der UN 

  

  

• Die Situation der BRD 
  

"2. Die Bundesrepublik Deutschland ist und war nie ein Staat, weder de jure noch defacto und zu keinem 

Zeitpunkt völkerrechtlich anerkannt. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein Verwalter ohne jegliche Befugnisse, seit1990 eine Finanzverwalter 

GmbH im Auftrag der alliierten Siegermächte." Quelle: https://deruwa.wordpress.com/2015/05/16/sheaf-
gesetz-allierten-kommandantur-in-stuttgart/ 
  

“Wir sind keine Mandanten des Deutschen Volkes, wir haben den Auftrag von den Alliierten” Konrad 
Adenauer (zitiert nach Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim in “ Die Deutschlandakte” S. 17) 
  

Carlo Schmid Rede zum Grundgesetz 1948 (Auszug)               
"... wir haben nicht die Verfassung Deutschlands oder Westdeutschlands zu machen. Wir haben keinen Staat 
zu errichten. ..." 

  

Sigmar Gabriel auf einem SPD Parteitag in Dortmund 

Siegmar Gabriel - Merkel ist Geschäftsführerin einer NGO 
 
“Genauso wenig wie es eine gültige Recht(s)ordnung gibt, genau so wenig gibt es einen Staat 

Bundesrepublik Deutschland.” Sigmar Gabriel, SPD-Vorsitzender beim Landesparteitag der NRW SPD am 
05.03.2010 
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Mit der militärischen Niederlage des Deutschen Reiches im Jahre 1945 haben die Besatzungsmächte die 
oberste Regierungsgewalt in Deutschland übernommen. Dies ergibt sich aus der so genannten "Berliner 
Erklärung vom 05.06.1945" ...." 

Quelle: Die BRD - GmbH von Dr. Klaus Maurer 
  

"Nach der Drei-Elemente-Lehre müssen folgende drei Merkmale erfüllt sein, um die Existenz eines Staates 
feststellen zu können: 
- eine Staatsgewalt 
- ein Staatsgebiet 
- ein Staatsvolk 

(vgl. Jellinek, Alg. Staatslehre, 3. Aufl., 1900 und Konvention von Montevideo vom 26.12.1933) 
  

Aus den völkerrechtlichen Regelungen ergibt sich, das wenn nur ein einziges der genannten Kriterien nicht 
erfüllt ist, von einem Staat dementsprechend nicht gesprochen werden kann. Interessanter Weise erfüllt die 
BRD noch nicht einmal ein einziges dieser drei notwendigen Kriterien:" 

Die Beweiserbringung ist aus der nachfolgenden Literatur zu ersehen: 
Quelle: Die BRD - GmbH von Dr. Klaus Maurer 
 

- Die BRD liegt auf einem Teilgebiet des immer noch existierenden Deutschen Reiches und kann somit als 
eigenständiger Staat völkerrechtlich nicht gegründet werden. 
- Die Nationalität "DEUTSCH" im BRD-Personalausweis gibt es nicht. In Ausweisen wird unter der 
Nationalität immer das Ursprungsland aufgeführt. Somit verfügt die BRD über kein Staatsvolk. Das ist auch 
der Grund, weshalb BRD Gerichte keine Urteile im Namen des Volkes aussprechen können. Die BRD 
verfügt über kein Staatsvolk! 
- Die BRD-Polizei ist eine Firma und gehört zur Constellis Group (siehe weiter unten). 
  

Die BRD bzw. die sog. Bundesregierung als Verwalter der Alliierten kann und darf keinen Friedensvertrag 
unterzeichnen. Dazu ist nur eine vom Volk legitimierte handlungsfähige Regierung des Deutschen Reiches 
legitimiert. 
Die Regierung des Deutschen Reiches ist die einzige Instanz, die über territoriale und hoheitsrechtliche 
Belange des deutschen Volkes entscheiden darf und kann. 
Daher ist der Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland, 2+4 Vertrag vom 
12.09.1990 nichtig, bzw. konnte dieser durch die BRD niemals ratifiziert werden. Von russischer Seite 
wurde dieser Vertrag ebenfalls nie ratifiziert. Es ist ein Täuschungsvertrag! 
Der damalige amerikanische Außenminister James Baker ließ am 17.07.1990 den Artikel 23 des 
Grundgesetzes streichen. Der Artikel 23 des GG, beschreibt den Geltungsbereich des GG. Ohne 
Geltungsbereich findet das Grundgesetz keine Anwendung! 
Am 17.07.1990 ließ die sog. BRD-Bundesregierung sogar verlautbaren, das sie keinesfalls einen 
Friedensvertrag oder Friedensregelung beabsichtige! 
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Die BRD ist ein Okkupationskonstrukt und wird zur wirtschaftlichen Ausplünderung der Deutschen von den 
Alliierten als Staatssimulation betrieben. 
  

• Die Firmenkonstrukte der BRD 
  

Alle richterlichen Beschlüsse von BRD Gerichte, die keine Urteile sind, sind aus vielen Gründen heraus 
rechtswidrig und somit auch komplett illegal. Nach rechtlicher Würdigung können solche Beschlüsse eher 
als Angebote bzw. als Rechtstäuschung betrachtet werden, die man aber nicht annehmen muß! 
Denn jede Behörde der Firma BRD GmbH Finanzagentur sind weder staatliche Gerichte noch sind die 
Richter staatliche Richter und handelt illegal, noch besitzen sie keinerlei exekutive Gewalt oder Legitimation 
hierzu! 
 

" 9. Militärregierungsgesetz Nr. 2.- Deutsche Gerichte niemand darf in der Bundesrepublik Deutschland 

ohne Genehmigung der Militärregierung als Richter, Staatsanwalt, Notar oder Rechtsanwalt tätig werden! 

Die Genehmigung einer solchen Tätigkeit muss vorher- also vor Beginn der Tätigkeit- für jeden Einzelfall in 

schriftlicher Form eingeholt werden. ..." Quelle: https://deruwa.wordpress.com/2015/05/16/sheaf-gesetz-
allierten-kommandantur-in-stuttgart/ 
 

Eine solche Genehmigung hat in der BRD kein Richter und auch die weiteren genannten Berufsgruppen 
nicht! Das ist der Grund weshalb kein richterlicher Beschluss in der BRD von einem Richter unterschrieben 
wird, nie!  
 
Landgericht Arnsberg, Beschluss vom 16.09.2022, Az. 3 Ns-110 Js 1471/21-92/22  
 

Gegenstand 

Fehlende Unterschrift unter Strafbefehl 
Leitsatz 

Ein vom Richter nicht unterzeichneter Strafbefehl steht einem fehlendem Eröffnungsbeschluss gleich, so 
dass das Verfahren vom Berufungsgericht unter Aufhebung des angefochtenen Urteils einzustellen ist. Das 
Erfordernis der Unterzeichnung kann nicht anhand von Umständen aus der Akte (hier: Namenskürzel auf der 
Begleitverfügung) fingiert werden. Denn dadurch ist nicht dokumentiert, dass der Richter die Verantwortung 
für den Inhalt des nicht von ihm herrührenden Strafbefehlsentwurfs übernehmen wollte. 
 

 

  

Der Internationale Strafgerichtshof ISTHG in Den Haag hat in seinem Gerichtsurteil vom 03.02. 2012 
bestätigt, das in sämtlichen Deutschen Rechtsangelegenheiten allein die Zuständigkeit des Deutschen 
Reiches, nicht aber die der BRD gegeben ist! 
Zu dem sind alle in der BRD tätigen Gerichte, Staatsanwaltschaften, Justizvollzugsanstalten, Polizei, 
Ordnungsämter, und auch Verwaltungen allesamt mit eigenen Umsatzsteuernummern  als eigenständige 
Firmen in den USA/Delaware registrierte und gelistete privatrechtliche Firmen unter Handels- 
Seehandelsrecht, und somit auch keine Ämter sondern unter Besatzerrecht/Kriegsrecht auf Deutschen Boden 
illegal agierende Privatfirmen!  
Beispiele:                                                         
BRD (den Firmen BRD Finanzagentur GmBH (HRB 51411) 
Bundessrepublik Deutschland (-D-U-N-S- Nr. 34 - 161- 1487) 
Deutscher Bundestag (D-U-N-S Nr. 33 - 262 - 0814) 
Der Bundeskanzler (D-U-N-S- Nr. 31 - 497 - 2740) 
                              
Die Firmenzugehörigkeit einer jeder Behörde kann selbst überprüft werden bei Dun & Bredstreet:  
https://www.dnb.com/de-de/upik/ 
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Im Besonderen auch die Deutsche  "POLIZEI" - die eine reine private internationale Security Firma ist, und 
genau wie alle anderen Polizeien zum Schutze aller UNO angegliederten illegalen Regierungen von über 
192 Staaten ist. Nämlich die Constellis Holdings, Inc. 
  

 

  

 

• Wichtige Urteile des Bundesverfassungsgerichtes 
  

BVerfGE vom 25.07.2012 (2 BV 3/11, 2 BVR 2670/11, 2BvE 9/11) stellt fest, dass es keine 
verfassungsgemäßen Parlamente seit mindestens 1956 in der BRD gab. Die Frage, ob die Gesetze nicht 
trotzdem durch die normative Kraft des Faktischen gültig seien, ist überhaupt nicht zulässig. Denn die 
"Normative Kraft des Faktischen" schließt nicht ein, dass Rechtsverstöße, Betrug, Vertretungsfehler, sich 
irgendwann als Recht bezeichnen könnten. Aus Unrecht wächst kein Recht - auch nicht, wenn es 70 Jahre 
vertuscht, versteckt oder sonst wie unbemerkt blieb.  
- Neues Wahlgesetz nichtig 

- Altes Wahlgesetz nichtig 

- Über 50 Jahre nichtige Gesetze und Verordnungen 

- Mitglieder im Bundestag und Bundesrat in Ermangelung eines gültigen Wahlgesetzes seit 1956 ohne 
Legitimation für eine Gesetzgebung 

Hiermit wurden der Bundesregierung Deutschland jegliche Rechte auf Steuern, Juristikation, Gesetzgebung 
usw. völlig entzogen. 
Dies erfolgte aber bereits schon mit den Bereinigungsgesetzen in den Jahren 2006, 2007 und 2010, die von 
den Alliierten erlassen worden sind! 
  

BVerfG, 17.12.1953 - 1 BvR 147/52 
2. Alle Beamtenverhältnisse sind am 8. Mai 1945 erloschen. 
  

Es gibt zudem ein Urteil des Bundesverfassungsgerichtes wonach es in der BRD keine Staatshaftung gibt. 
Wie denn auch? Das entsprechende Aktenzeichen kann ich momentan jedoch nicht finden. 
Aber d.h., jeder handelnde sog. Beamte haftet für sein Handeln persönlich. Das ist auch der Grund, weshalb 
die Polizisten der BRD alle eine entsprechende Haftpflichtversicherung abschließen müssen! 
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Umgang mit der Polizei 
  

Im Fall von  Hausdurchsuchungen, Festnahmen und Vernehmungen: 
Fragen Sie immer ob der ansprechende Polizist ein Beamter ist! Bei ausweichender Antwort fragen Sie diese 
Frage immer wieder! Fragen Sie nach der Legitimation des Polizisten! 
Beamte legitimieren sich mit einem Beamtenausweis. Ein Dienstausweis begründet lediglich ein 
Bedienstetenverhältnis einer Person mit einer Firma. Polizisten oder auch anderweitige sog. Amtspersonen 
müssen Ihnen den entsprechenden Ausweis auf Verlangen aushändigen. 
Die Polizei wird niemals einen richterlich unterschriebenen, rechtskräftigen Durchsuchungsbeschluss zu 
einer Hausdurchsuchung beibringen können. Die Polizisten wissen dies auch. Das ist der Grund für die 
Überrumpelungsaktionen der Polizei in solchen Fällen. 
  

  

Fazit: 
  

Alles in der BRD beruht auf Rechtstäuschung.  
Wenn es in der BRD also keine Beamte gibt, dann kann es somit auch keine Ämter geben. Wenn es keine 
Ämter und Beamte in der BRD gibt, dann können der BRD-Personalausweis als auch ein Polizei-
Dienstausweis somit keine amtlichen Ausweise sein! Aber was sind sie dann?  
Firmen haben das Recht für ihr "Personal" natürlich Personalausweise bzw. Firmenausweise auszugeben.  
 
Um für den Betrug nicht in Haftung genommen werden zu können, werden sog. Behördenschreiben/ 
Zahlungsaufforderungen oder auch richterliche Beschlüsse nie rechtskräftig unterschrieben! Daher erwirken 
diese Schreiben/Beschlüsse keinerlei Rechtskraft! Man kann sie nach rechtlicher Würdigung auch als 
Angebote, wie etwa ein Aldi-, oder Lidlangebot, sehen, die man ja nicht annehmen muß! 
Das bezieht sich auch auf Beschlüsse zu einer Hausdurchsuchung. 
Sollten Sie aus irgend welchen Gründen inhaftiert werden, unterschreiben Sie nie irgend ein Formular oder 
Dokument! Meist wird eine Unterschrift für den Empfang von Bettwäsche oder Essbesteck verlangt. Hiermit 
geht man unwissendlich einen Vertrag mit der Justizvollzugsanstalt ein. Auch die Justizvollzugsanstalten in 
der BRD sind in Delaware unter Handels- und Seehandelsrecht als privatrechtliche Firmen registriert!  
 
In einem souveränen Staat werden Behörden ausschließlich über Steuergelder finanziert. Daher müssen 
Behörden dann auch ihre Dienstleistungen zum Selbstkostenpreis an die Bürger weitergeben.  
Firmen hingegen müssen zum Selbsterhalt Profite erzielen. Nachweislich sind alle Behörden in der BRD als 
Firmen registriert. Die Frage die sich jetzt stellt ist, in welche Taschen fließen die Profite die durch diese 
Firmen generiert werden? 

  

  

Weiterführende Literatur zum Thema: 
Die "BRD"-GmbH oder zur völkerrechtlichen Situation in Deutschland und den sich daraus ergebenden 
Chancen für ein neues Deutschland von Dr. Klaus Maurer 
Die BRD-GmbH von Dr. Klaus Maurer 
Das Ende aller Ausreden zur Beendigung der Fremdherrschaft und der Wiederherstellung unserer 
verfassungsmäßigen Ordnung 
  

Die Deutschlandakte von Ralf Uwe Hill (dürfte nur noch antiquarisch zu erhalten sein) 
  

Die Deutschlandakte II von Andreas Claus (dürfte nur noch antiquarisch zu erhalten sein) 
 

Videos 

 

BewusstTV - Interview mit Matthes Haug und Jo Conrad - Gelten die SHAEF Bestimmungen noch? 

  

 

Der Konstrukteur 


